
Name, Vorname Förderungsnummer 

ERGÄNZENDE ANGABEN ZU MEINEM KAPITALVERMÖGEN NACH DEM STANDE 

DER ANTRAGSTELLUNG AM  FÜR DEN BEWILLIGUNGSZEITRAUM 
VOM     BIS 

€ 

Höhe des steuerlich geförderten Altersvorsorgevermögens (Riester-Rente) 

Höhe des Bank- und Sparguthabens, Bauspar- und Prämiensparguthabens bei: 

Geldinstitut  IBAN 

Geldinstitut  IBAN 

Geldinstitut  IBAN 

Geldinstitut  IBAN 

Pfandbriefe, Schatzanweisungen, Schecks 

Sonstige Forderungen und Rechte (z. B. Geschäftsanteile)  

Sonstige Vermögensgegenstände, z. B. Pkw, Motorrad (Zeitwert) 

Höhe des Barvermögens 

Wertpapiere, insbesondere Aktien, Bestand und Kurswert bei Antragstellung: 

Depotführendes Institut  Depotnr. 

Depotführendes Institut  Depotnr. 

Depotführendes Institut  Depotnr. 

Meine Schulden und Lasten (z. B. Hypotheken) 
im Zeitpunkt der Antragstellung 

Sonstige Schulden 
(z.B. Kredite mit Ausnahme der Darlehen nach dem BAföG) 

Ich versichere, dass meine Angaben richtig und vollständig sind. 
Die entsprechenden Belege sind beigefügt. 

Ort, Datum Namensangabe der auszubildenden Person 



§ 45d EStG - Mitteilungen an das Bundeszentralamt für Steuern 
 

(1) . . . 
(2) Das Bundeszentralamt für Steuern darf den Sozialleistungsträgern die Daten nach Absatz 1 mitteilen, soweit dies zur 

Überprüfung des bei der Sozialleistung zu berücksichtigenden Einkommens oder Vermögens erforderlich ist oder die 
betroffene Person zustimmt. Für Zwecke des Satzes 1 ist das Bundeszentralamt für Steuern berechtigt, die ihm von 
den Sozialleistungsträgern übermittelten Daten mit den vorhandenen Daten nach Absatz 1 im Wege des automatisierten 
Datenabgleichs zu überprüfen und das Ergebnis den Sozialleistungsträgern mitzuteilen. 

§ 60 SGB I - Angaben von Tatsachen 
 

(1) Wer Sozialleistungen beantragt oder erhält, hat 
1. alle Tatsachen anzugeben, die für die Leistung erheblich sind, und auf Verlangen des zuständigen Leistungsträgers 

der Erteilung der erforderlichen Auskünfte durch Dritte zuzustimmen, 
2. Änderungen in den Verhältnissen, die für die Leistung erheblich sind oder über die im Zusammenhang mit der 

Leistung Erklärungen abgegeben worden sind, unverzüglich mitzuteilen, 
3. Beweismittel zu bezeichnen und auf Verlangen des zuständigen Leistungsträgers Beweisurkunden vorzulegen oder 

ihrer Vorlage zuzustimmen, 
Satz 1 gilt entsprechend für denjenigen, der Leistungen zu erstatten hat. 

§ 26 BAföG - Umfang der Vermögensanrechnung 
 

Vermögen des Auszubildenden wird nach Maßgabe der §§ 27 bis 30 angerechnet. 

§ 27 BAföG – Vermögensbegriff 
 

(1) Als Vermögen gelten alle 
1. beweglichen und unbeweglichen Sachen, 
2. Forderungen und sonstige Rechte. 

Ausgenommen sind Gegenstände, soweit der Auszubildende sie aus rechtlichen Gründen nicht verwerten kann. 
(2) Nicht als Vermögen gelten 

1. Rechte auf Versorgungsbezüge, auf Renten und andere wiederkehrende Leistungen, 
2. Übergangsbeihilfen nach den §§ 12 und 13 des Soldatenversorgungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 21. April 1983 (BGBl. I S. 457) sowie die Wiedereingliederungsbeihilfe nach § 4 Absatz 1 Nummer 2 des 
Entwicklungshelfer-Gesetzes,, 

3. Nießbrauchsrechte, 
4. Haushaltsgegenstände. 

§ 28 BAföG - Wertbestimmung des Vermögens 
 

(1) Der Wert eines Gegenstandes ist zu bestimmen 
1. bei Wertpapieren auf die Höhe des Kurswertes, 
2. bei sonstigen Gegenständen auf die Höhe des Zeitwertes. 

(2) Maßgebend ist der Wert im Zeitpunkt der Antragstellung. 
(3) Von dem nach den Absätzen 1 und 2 ermittelten Betrag sind die im Zeitpunkt der Antragstellung bestehenden Schulden 

und Lasten abzuziehen. Dies gilt nicht für das nach diesem Gesetz erhaltene Darlehen. 
(4) Veränderungen zwischen Antragstellung und Ende des Bewilligungszeitraums bleiben unberücksichtigt. 

§ 29 BAföG - Freibeträge vom Vermögen 
 

(1) Von dem Vermögen bleiben anrechnungsfrei 
1. für Auszubildende, die das 30. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, 15 000 Euro, für Auszubildende, die 

das 30. Lebensjahr vollendet haben, 45 000 Euro, 
2. für den Ehegatten oder Lebenspartner des Auszubildenden 2 300 Euro, 
3. für jedes Kind des Auszubildenden 2 300 Euro.  

(2) (aufgehoben) 
(3) Zur Vermeidung unbilliger Härten kann ein weiterer Teil des Vermögens anrechnungsfrei bleiben. 
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